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2. Es bleibt den Interessenten freigestellt, gemäss den bestehenden Vorschrif­
ten ein Gesuch um einen Reisebeitrag einzureichen (Eingabe an Wohngemeinde, 
Überweisung an das kantonale Fürsorgeamt und Weiterleitung an das eidgenössi­
sche Arbeitsamt).

3. Die Unterbringung der zur Auswanderung entschlossenen Schweizer in 
Canada wird dem Generalkonsulat in Montreal übertragen, das sich hiebei der 
Mitwirkung der Konsulate in Toronto, Winnipeg & Vancouver bedient. Das 
Generalkonsulat hat dem Auswanderungsamt mitzuteilen, wieviele Arbeiter der 
verschiedenen Berufe in Canada untergebracht werden können. Die Vereinigung 
für Innenkolonisation hat hierauf unter den bei ihr sich meldenden Bewerbern um 
Stellen eine Auswahl zu treffen und die Abreise der Ausgewählten unter Avisie­
rung des Auswanderungsamtes gruppenweise anzuordnen. Für diese Mitwirkung 
wird der Vereinigung für Innenkolonisation ein Kredit von Fr. 30 000.— gewährt.

Um die Jahresmitte 1924 wird der Abbau dieser organisierten Auswanderung 
vollständig abgeschlossen.

4. Der dem politischen Departement provisorisch bewilligte Kredit von Fr. 
20 000.— zur Unterstützung solcher Personen, die durch Vermittlung der Verei­
nigung für Innenkolonisation nach Canada placiert wurden und dort in Not gera­
ten sind, wird ihm definitiv zuerkannt.

5. Der Vereinigung für Innenkolonisation wird anheimgestellt, ihre Bemühun­
gen für kolonisatorische Ansiedlung der nach Canada ausgewanderten Schweizer 
in gutscheinender Weise ohne finanzielle Beihülfe des Bundes fortzusetzen, unter 
Beobachtung jedoch der durch Artikel 10 des Bundesgesetzes festgestellten Kau- 
telen.

6. Alle Projekte betreffend Kolonisationsunternehmen werden von nun an 
wieder vom Auswanderungsamt geprüft.

Wollen Sie gefälligst von diesen Verfügungen Kenntnis nehmen. Indem wir 
hoffen, dass wir durch ein richtiges Zusammenarbeiten unserm Lande und vielen 
Auswanderern einen Dienst erweisen können, versichern wir Sie, Herr Direktor, 
unserer ausgezeichneten Hochachtung.
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C O N S E I L  F É D É R A L  
Procès-verbal de la séance du 4 avril 1924

Kreditabkommen mit Rumänien

Geheim Mündlich

Rumänien hat schon vor einiger Zeit den Wunsch geäussert, von den im 
schweizerisch-rumänischen Kreditabkommen vorgesehenen Getreidelieferun­
gen1 entbunden und ermächtigt zu werden, den Rest des ihm eingeräumten Kre-

1. Cf. n" 122, 165.
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dites in bar zurückzuzahlen. Dieser Rest beträgt zurzeit noch ungefähr 19,8 Mil­
lionen Franken. Das Volkswirtschaftsdepartement hatte die Rückzahlung in acht 
Raten von 2,5 Millionen in Aussicht genommen, wovon die erste beim Abschluss 
des Rückzahlungsabkommens und eine zweite noch im Laufe dieses Jahres fällig 
werden sollte, die übrigen von Beginn des nächsten Jahres an halbjährlich. Die 
abzuzahlende Restsumme sollte zu 7% verzinst werden, in Rückstand geratene 
Raten zu 10%. Der rumänische Gesandte und ein für den Abschluss des A bkom ­
mens Beauftragter der rumänischen Regierung waren nun heute beim Vorsteher 
des Volkswirtschaftsdepartements und haben folgende Gegenvorschläge 
gemacht: Die erste Rate von 2'/2 Millionen Franken würde innert 14 Tagen nach 
Abschluss des Abkommens fällig, die zweite gleich grosse Rate am 1. Januar 
1925, weil für das Jahr 1924 nur eine Rate im rumänischen Voranschlag vorgese­
hen sei, die dritte Rate am 1.Juli 1925 u.s.w. (Nach diesem Rückzahlungsplan 
würde die letzte Rate sechs Monate später fällig als nach dem Plan des Volkswirt­
schaftsdepartements.) Die ausstehende Kreditsumme wäre nach dem im 
ursprünglichen Abkommen schon vorgesehenen Ansatz (2% über dem Diskon­
tosatz der schweizerischen Nationalbank, also gegenwärtig 6% ) zu verzinsen, 
rückständige Raten zu einem um 2% höhern Zinsfuss. Sollte Rumänien mit einer 
Rate in Rückstand kommen, so würde die ganze Schuld sofort fällig. An Rum ä­
nien ist eine Abrechnung über den gegenwärtigen Stand des Kreditgeschäftes 
zugestellt worden. Diese Abrechnung scheint aber verloren gegangen zu sein. Der 
Gesandte und der rumänische Sendling haben nun erklärt, sie hätten keine Voll­
macht, um den Betrag der Restforderung der Schweiz anzuerkennen und schla­
gen deshalb vor, die Schweiz solle diese Restforderung festsetzen und Rumänien 
würde sich dann innert drei Monaten dazu äussern. Die Abrechnung gestaltet sich 
deshalb nicht ganz einfach, weil ein Teil der Kreditsumme nicht an Rumänien 
ausbezahlt worden ist, sondern an die schweizeischen Lieferanten der von Rum ä­
nien auf Rechnung des Kredites in der Schweiz bestellten Waren. Sollte sich bei 
der Überprüfung der Abrechnung der Schweiz ein sonst nicht zu begleichender 
Anstand ergeben, so soll hierüber nach Vorschlag Rumäniens ein Schiedsgericht 
entscheiden, für welches jede der Parteien einen Richter zu ernennen hätte, wäh­
rend als Obmann des Schiedsgerichts der Rechnungsführer des Generalsekreta­
riats des Völkerbundes amten soll.

Der Vorsteher des Volkswirtschaftsdepartements ist der Meinung, über die 
Ratenzahlungen und die Verzinsung lasse sich an Hand der rumänischen V or­
schläge reden. Das vorgeschlagene Schiedsgericht scheine aber zu umständlich 
und es wäre allenfalls vorzuziehen, zwei Sachverständige der beiden Parteien mit 
der Prüfung der Abrechnung zu betrauen und vorzusehen, dass, wenn diese sich 
nicht einigen können, der Generalsekretär des Völkerbundes einen Schiedsrich­
ter zu bezeichnen hätte. Im übrigen hat der Vorsteher des Volkswirtschaftsdepar­
tements die beiden Rumänen an den Chef der Handelsabteilung gewiesen, der 
ihnen die Abrechnung mit sämtlichen Belegen vorweisen wird.

In der Beratung wird verschiedentlich betont, der rumänische Vorschlag eines 
Schiedsgerichts über die schweizerische Rechnungslegung zeige, dass es R um ä­
nien am nötigen guten Willen fehle. Die Schweiz könne sich ein solches Schieds­
gericht nicht gefallen lassen, die öffentliche Meinung würde es nicht verstehen, 
wenn der Bundesrat sich hierauf einliesse. Es gehe denn doch über das Mass der
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erträglichen Zum utungen hinaus, wenn der Schuldner der Stundung verlangt, 
auch noch ein Schiedsgericht über den Schuldbetrag fordere.

Auf G rund der Beratung wird beschlossen:
Der V orsteher des Volkswirtschaftsdepartements wird ermächtigt, in dem mit 

Rumänien zu vereinbarenden Abkom m ensentwurf die Bedingungen der raten­
weisen Rückzahlung und der Verzinsung so gut wie möglich festzusetzen.2

Der Vorschlag eines Schiedsgerichts zur Erledigung von Anständen über die 
Abrechnung der Schweiz ist abzulehnen.

2. Une convention réglant le solde du crédit consenti à la Roumanie fu t signée le 14 avril 1924, à 
Berne. Cf. E EVD 2 0 /1 4 + 1 5 .
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Le Ministre de Suisse à Londres, Ch. Paravicini, 
au C hef Département politique, G .M otta

L  Personnel
Représentation suisse en Egypte Londres, 10 avril 1924

Je viens de recevoir une nouvelle lettre de M. Trembley, Président de la Com­
mission Commerciale Suisse au Caire, au sujet de la représentation suisse en 
Egypte. En vous rem ettant ci-inclus la copie1 de cette communication, j ’y joins 
l’extrait d ’une autre lettre du même jour de M. Trembley.

La lettre de la Division des Affaires étrangères du 17 m ars2 (B 71 Ey.-10.) 
m ’informe «qu’en ce qui concerne la question du caractère à donner à notre future 
représentation en Egypte, nous nous réservons d ’y revenir en temps opportun 
après un examen plus approfondi.» Ceci me donne l’espoir qu ’au sein du Conseil 
fédéral la question «Consulat Général ou Légation» n ’a pas été définitivement 
résolue au point qu ’il soit impossible d ’y revenir. Je me féliciterais de penser 
qu ’après tout la création d ’une Légation ait encore des chances d ’aboutir.

J ’ai eu un long entretien avec Izzet Pacha, le Ministre d ’Egypte en G rande-Bre­
tagne, qui m ’a fait, l’autre jour, sa visite officielle. C’est un homme fort aimable et 
intelligent qui, à la suite de ses études à Genève, connaît et estime la Suisse. Il m ’a

1. Dans cette lettre du 22 mars, E. Trembley écrit: / .../Je  suis également très heureux de consta­
ter que vous êtes du même avis que les Suisses en Egypte au sujet de la préférence qu’il y aurait 
lieu de donner à la création d’une Légation plutôt que d’un Consulat Général. Comme vous 
semblez croire qu’il serait peut être encore possible de modifier à ce sujet l’opinion du Conseil 
fédéral, je ne manquerai pas d’insister encore moi-même sur ce point si l’occasion m’en est don­
née par la réponse que M. M otta jugera bon de faire à la démarche que vous avez bien voulu lui 
transmettre / . . . / ( E 2001 (C) 1/19).
2. Non reproduite, cf. E 2200 Londres 37/1.
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